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156. Bundesgesetz: Körperschaftsteuergesetz 1966
157. Bundesgesetz: Steuerliche Maßnahmen bei der Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln
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159. Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Versicherungssteuergesetzes 1953
1 6 0 . Bundesgesetz: Gewerbesteueränderungsgesetz 1966

1 5 5 . Bundesgesetz vom 6. Juli 1966,
zur Änderung einkommensteuerrechtlicher
Vorschriften (Einkommensteuernovelle 1966)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Einkommensteuergesetz 1953, BGBl.

Nr. 1/1954, in der geltenden Fassung wird in
nachstehender Weise geändert:

1. Am Ende des § 4 Abs. 4 Z. 5 tritt an die
Stelle des Strichpunktes ein Punkt. Dem § 4
Abs. 4 Z. 5 wird angefügt:

„Die Bestimmungen dieser Ziffer sind auf nach
dem 31. Dezember 1967 angeschaffte Teilschuld-
verschreibungen nicht mehr anzuwenden."

2. § 4 Abs. 4 Z. 6 erhält folgenden Wortlaut:
„6. Zuwendungen an wissenschaftliche Hoch-

schulen und Fakultäten (§§ 6 und 7 des Hoch-
schul-Organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 154/
1955), an die Akademie der bildenden Künste
(§ 1 Abs. 1 des Akademie-Organisationsgesetzes,
BGBl. Nr. 237/1955) und an die Österreichische
Akademie der Wissenschaften zur Durchführung
von Forschungs- und Lehraufgaben, soweit alle
diese Zuwendungen zusammen 2 v. H. des Ge-
winnes des unmittelbar vorangegangenen Wirt-
schaftsjahres (vor Abzug der Betriebsausgaben
im Sinne der Z. 7 bis 9) nicht übersteigen. Für
Unternehmungen, die von den Bestimmungen
des Elektrizitätsförderungsgesetzes 1953, BGBl.
Nr. 113, in der jeweils geltenden Fassung Ge-
brauch machen, gelten die vorstehenden Bestim-
mungen dieser Ziffer nicht;"

3. Im § 4 Abs. 4 erhält die Z. 7 die Bezeichnung
Z. 9 und werden als neue Z. 7 und Z. 8 einge-
fügt:

„7. Zuführungen zu Investitionsrücklagen ge-
mäß § 6 d;

8. Zuführungen zu Rücklagen gemäß § 6 e;".

4. Im § 4 Abs. 4 treten im letzten Satz an die
Stelle der Worte „Ziffern 4 bis 7" die Worte
„Ziffern 4 bis 9".

5. Im § 6 ist der bisherige Wortlaut als Abs. 1
zu bezeichnen. Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Werden Wirtschaftsgüter des Anlagever-
mögens veräußert, kann der Unterschiedsbetrag
zwischen dem Veräußerungserlös und dem sich
nach Abs. 1 und § 7 Abs. 4 ergebenden Wert des
Wirtschaftsgutes (stille Rücklage) von den An-
schaffungs- oder Herstellungskosten der im Wirt-
schaftsjahr der Veräußerung angeschafften oder
hergestellten Wirtschaftsgüter des Anlagever-
mögens abgesetzt werden. Bei Wirtschaftsgütern
des Anlagevermögens, deren Herstellung sich
über einen Zeitraum von mehr als zwölf Mona-
ten erstreckt, können die stillen Rücklagen von
dem auf das Jahr, in dem die Veräußerung er-
folgt, entfallenden Teilbetrag der Herstellungs-
kosten abgesetzt werden. Eine Übertragung der
stillen Rücklagen ist nur zulässig, wenn das ver-
äußerte Wirtschaftsgut im Zeitpunkt der Ver-
äußerung bei beweglichen Wirtschaftsgütern
mindestens zehn Jahre, bei unbeweglichen Wirt-
schaftsgütern mindestens 20 Jahre zum Betriebs-
vermögen gehört hat. Im Falle der Übertragung
stiller Rücklagen auf Wirtschaftsgüter des An-
lagevermögens gelten die um die übertragenen
stillen Rücklagen gekürzten Beträge als An-
schaffungs- oder Herstellungskosten."

6. Nach § 6 b werden folgende Bestimmungen
eingefügt:

„Vorzeitige Abschreibung

§ 6 c. (1) Wird der Gewinn gemäß § 4 Abs. 1
oder Abs. 3 oder gemäß § 5 ermittelt, kann von
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten der
im Wirtschaftsjahr angeschafften oder hergestell-
ten abnutzbaren Wirtschaftsgüter des Anlagever-
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mögens neben der nach § 7 zulässigen gewöhn-
lichen Absetzung für Abnutzung eine vorzeitige
Abschreibung vorgenommen werden. Für Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens, deren Her-
stellung sich über einen Zeitraum von mehr als
zwölf Monaten erstreckt, kann die vorzeitige
Abschreibung von den auf die einzelnen Jahre
der Herstellung entfallenden Teilbeträgen der
Herstellungskosten vorgenommen werden.

(2) Eine vorzeitige Abschreibung darf nicht
vorgenommen werden von den Anschaffungs-
oder Herstellungskosten

a) von Gebäuden, soweit sie nicht unmittelbar
dem Betriebszweck dienen oder soweit sie
nicht für Wohnzwecke betriebszugehöriger
Arbeitnehmer bestimmt sind,

b) von Personenkraftwagen und Personen-
flugzeugen — ausgenommen Mietkraft-
wagen, Platzkraftwagen, Fahrschulwagen,
Mietflugzeuge, Schulflugzeuge und Flug-
zeuge der Flugtransportgesellschaften —
und Personenkrafträdern.

(3) Die vorzeitige Abschreibung ist für unbe-
wegliche Wirtschaftsgüter mit 20 v. H., für be-
wegliche Wirtschaftsgüter mit 45 v. H. der An-
schaffungs- oder Herstellungskosten begrenzt.
Für bewegliche Wirtschaftsgüter, die in Betrieben
oder Betriebsstätten verwendet werden, die in
den in der Anlage B genannten Gebieten liegen,
erhöht sich der Abschreibungssatz auf 60 v. H.
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Die
vorzeitige Abschreibung kann nur insoweit in
Anspruch genommen werden, als sie den Betrag
der gemäß § 6 d Abs. 2 und 3 aufzulösenden
Investitionsrücklage(n) übersteigt.

(4) Eine vorzeitige Abschreibung darf nur von
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten jener
Wirtschaftsgüter vorgenommen werden, die in
einem mit der Erklärung über den Gewinn des
betreffenden Wirtschaftjahres dem Finanzamt
vorgelegten Verzeichnis einzeln mit ihrer ge-
nauen Bezeichnung, unter Bekanntgabe des An-
schaffungs- oder Herstellungstages, des Namens
und der Anschrift des Lieferanten, des Betrages
der gewöhnlichen Absetzung für Abnutzung, des
vorzeitig abgeschriebenen Betrages sowie des am
Schluß des Wirtschaftsjahres verbleibenden Rest-
wertes angegeben werden. Wurde dieses Verzeich-
nis nicht mit der Steuererklärung dem Finanz-
amt vorgelegt, geht aber aus der Erklärung oder
den ihr angeschlossenen Beilagen (Bilanz, Ver-
lust- und Gewinnrechnung, Einnahmen-Ausga-
ben-Rechnung) hervor, daß bei der Gewinner-
mittlung eine vorzeitige Abschreibung vorge-
nommen worden ist, hat das Finanzamt dem
Steuerpflichtigen eine Nachfrist von zwei
Wochen zur Vorlage des Verzeichnisses zu setzen.

Investitionsrücklage

§ 6 d. (1) Bei den Einkünften im Sinne des
§ 2 Abs. 3 Z. 1 bis 3 können steuerfreie Rück-
lagen im Ausmaß bis zu 20 v. H. des auf Grund
ordnungsmäßiger Buchführung gemäß § 4 Abs. 1
oder § 5 ermittelten Gewinnes gebildet werden.
Die Rücklagenbildung ist insoweit nicht zulässig,
als im selben Wirtschaftsjahr eine vorzeitige Ab-
schreibung (§ 6 c) in Anspruch genommen wird.
Die Rücklage ist in der Bilanz nach Wirtschafts-
jahren aufzugliedern und gesondert auszu-
weisen.

(2) Die Rücklage ist nach Maßgabe der folgen-
den Bestimmungen für die Anschaffung oder
Herstellung abnutzbarer Wirtschaftsgüter des
Anlagevermögens zu verwenden. Die Rücklage
ist gegen die Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten abnutzbarer Wirtschaftsgüter des Anlage-
vermögens mit dem Betrag aufzulösen, der als
vorzeitige Abschreibung (§ 6 c) von den An-
schaffungs- oder Herstellungskosten dieser Wirt-
schaftsgüter zulässig wäre. Rücklagen (Rücklagen-
teile), die nicht bis zum Ablauf des der Bildung
der Rücklage folgenden dritten Jahres bestim-
mungsgemäß verwendet wurden, sind im dritten
Jahr nach der Bildung der Rücklage aufzulösen
und nachzuversteuern. Bei der Nachversteuerung
erhöhen sich die Einkommensteuer und die Ge-
werbesteuer, welche auf den nachzuversteuernden
Betrag verhältnismäßig entfallen, um 30 v. H.
Dieser Hundertsatz ermäßigt sich auf 20 v. H.,
wenn die Rücklage im zweiten, und auf 10 v. H.,
wenn die Rücklage im ersten Jahr nach ihrer
Bildung gewinnerhöhend aufgelöst wird.

(3) Steuerpflichtige, die ihren Gewinn gemäß
§ 4 Abs. 3 ermitteln und die Begünstigung ge-
mäß § 104 nicht in Anspruch nehmen, können
in der Steuererklärung beantragen, daß ein Be-
trag bis zu 20 v. H. des Gewinnes steuerfrei
bleibt. Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 über
die Begrenzung, Verwendung und Nachver-
steuerung der Rücklage sind auf die nach diesem
Absatz steuerfrei gelassenen Beträge sinngemäß
anzuwenden. Die Begünstigung darf nur in An-
spruch genommen werden, wenn die steuerfrei
gelassenen Beträge in einer mit der Erklärung
über den Gewinn des betreffenden Wirtschafts-
jahres dem Finanzamt vorgelegten fortlaufenden
Aufzeichnung ausgewiesen sind. Aus dieser
Aufstellung muß die Höhe der steuerfrei ge-
lassenen Beträge und ihre Verwendung klar er-
sichtlich sein.

Nichtentnommener Gewinn

§ 6 e. (1) Zu Lasten der Gewinne aus Land-
und Forstwirtschaft oder aus Gewerbebetrieb
können natürliche Personen steuerfreie Rück-
lagen gemäß den folgenden Bestimmungen bil-
den.
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(2) Die Zuweisungen an die Rüdilagen gemäß
Abs. 1 können in den einzelnen Wirtschaftsjahren
bis zu 50 v. H. des nichtentnommenen Gewinnes,
höchstens aber 10 v. H. des Gewinnes betragen.

(3) Die Begünstigung gemäß Abs. 1 steht nur
Steuerpflichtigen zu, die den Gewinn auf Grund
ordnungsmäßiger Buchführung gemäß § 4 Abs. 1
oder § 5 ermitteln und weder die vorzeitige Ab-
schreibung gemäß § 6 c noch die Investitions-
rücklage gemäß § 6 d in Anspruch nehmen.

(4) Die Begünstigung kommt nur solchen
Rücklagen zu, die in der Bilanz für jedes Jahr
gesondert ausgewiesen und als Rücklagen im
Sinne des Abs. 1 bezeichnet sind. Mit Ablauf des
fünften auf die Bildung der Rücklage folgenden
Wirtschaftsjahres ist die Rücklage über Kapital-
konto aufzulösen.

(5) Wird auf Grund einer Wiederaufnahme
des Verfahrens oder einer aufsichtsbehördlichen
Maßnahme der Gewinn abweichend vom auf-
gehobenen Bescheid ermittelt, ist eine Erhöhung
der Rücklage nicht zulässig.

(6) Wenn in einem der auf das Jahr der Bil-
dung der Rücklage folgenden fünf Wirtschafts-
jahre die Entnahmen höher sind als der jeweilige
Gewinn des unmittelbar vorangegangenen Wirt-
schaftsjahres, so sind die steuerfrei gebildeten
Rücklagen im Wirtschaftsjahr der Mehrentnahme
entsprechend dem Betrag der Mehrentnahmen
aufzulösen und zu versteuern. Hiebei sind die
Mehrentnahmen zunächst auf die für das zeit-
lich am weitesten zurückliegende Wirtschaftsjahr
gebildete Rücklage anzurechnen. Wird ein Be-
trieb unentgeltlich übertragen, so hat der Rechts-
nachfolger die Rücklage in seine Eröffnungs-
bilanz zu übernehmen (§ 6 Z. 7); in diesem
Fall sind die vorstehenden Bestimmungen auf
den Rechtsnachfolger anzuwenden. Wird ein Be-
trieb veräußert oder aufgegeben, so sind die
steuerfrei gebildeten Rücklagen zu diesem Zeit-
punkt gewinnerhöhend aufzulösen.

(7) Sind die Rücklagen zu versteuern, so er-
höhen sich die Einkommensteuer und die Ge-
werbesteuer, welche auf die zu versteuernden
Rücklagenbeträge verhältnismäßig entfallen, um
je 5 v. H. für jedes Veranlagungsjahr, um das die
Rücklage (der Rücklagenteil) später versteuert
wird. Das Finanzamt hat von einer Erhöhung
der Einkommensteuer und der Gewerbesteuer
ganz oder teilweise Abstand zu nehmen, wenn
die Mehrentnahmen ganz oder teilweise zur
Deckung außergewöhnlicher Belastungen im
Sinne des § 33 oder zur Bestreitung des not-
wendigen Lebensunterhaltes des Steuerpflichtigen
und der mit ihm zusammen veranlagten Person
erfolgt sind. Ein Zuschlag hat im Falle der Be-
triebsaufgabe, der entgeltlichen Übertragung
eines Betriebes sowie im Falle der Einbringung
eines Betriebes in eine Kapitalgesellschaft zu ent-
fallen."

7. Dem § 7 wird als Abs. 4 angefügt:

„(4) Im Falle der Inanspruchnahme der vor-
zeitigen Abschreibung (§ 6 c) und der Verwen-
dung der Investitionsrücklage (§ 6 d) oder des
steuerfreien Betrages gemäß § 6 d Abs. 3 ist die
gewöhnliche Absetzung für Abnutzung von den
Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu be-
rechnen. Sie kann nur solange vorgenommen
werden, bis die um vorzeitige Abschreibung und
die aufgelösten Investitionsrücklagen (steuer-
freie Beträge gemäß § 6 d Abs. 3) verminderten
Anschaffungs- oder Herstellungskosten abge-
schrieben sind."

8. § 10 Abs. 1 Z. 5 erhält folgenden Wort-
laut:

„5. bei Steuerpflichtigen, die den Gewinn nach
§ 4 Abs. 1 oder nach § 5 auf Grund ordnungs-
mäßiger Buchführung ermitteln, die in den fünf
vorangegangenen Wirtschaftsjahren entstandenen
Verluste aus Land- und Forstwirtschaft, aus Ge-
werbebetrieb und aus selbständiger Arbeit, so-
weit sie nicht bei der Veranlagung für die vor-
angegangenen Kalenderjahre ausgeglichen oder
abgezogen worden sind. Die Höhe des Verlustes
ist nach den Vorschriften der §§ 4 bis 7 zu er-
mitteln;"

9. Dem § 84 a wird als Abs. 7 angefügt:

„(7) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 sind
auf nach dem 31. Dezember 1967 angeschaffte
Teilschuldverschreibungen nicht mehr anzuwen-
den."

10. § 104 erhält folgenden Wortlaut:

„Begünstigung des Wertpapiersparens

§ 104. (1) Bei Erwerb von auf Inhaber lauten-
den Teilschuldverschreibungen inländischer
Schuldner nach dem 31. Dezember 1967 wird
Steuerpflichtigen, die ihren Gewinn nicht gemäß
§ 4 Abs. 1 oder § 5 ermitteln, und Arbeit-
nehmern (§ 36) auf Antrag die Einkommen-
steuer (Lohnsteuer) einschließlich des Beitrages
vom Einkommen zur Förderung des Wohnbaues
und für Zwecke des Familienlastenausgleiches im
Ausmaß von 15 v. H. des Nennbetrages der er-
worbenen Wertpapiere, soweit dieser im Kalen-
derjahr 100.000 S nicht übersteigt, pauschal er-
stattet. Den Teilschuldverschreibungen sind
Pfandbriefe und Kommunalschuldverschreibun-
gen gleichgestellt. Voraussetzung ist, daß die
Wertpapiere mit einer Mindestlaufzeit von
15 Jahren ausgestattet sind und im Jahre ihrer
Begebung (Ausgabe) bei einer österreichischen
Kreditunternehmung erworben und hinterlegt
werden. Als Hinterlegung bei dieser Kredit-
unternehmung gelten auch die Eintragung im
Bundesschuldbuch und die Girosammelverwah-
rung bei einer Wertpapiersammelbank, wenn der
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Auftrag für diese Verwahrungsart der Kredit-
unternehmung erteilt wird, bei der die Wert-
papiere erworben worden sind.

(2) Die pauschale Erstattung erfolgt durch die
Kreditunternehmung, bei der die Wertpapiere
erworben und hinterlegt worden sind. Diese
spricht den zu erstattenden Steuerbetrag bei der
für sie zuständigen Finanzlandesdirektion an.
Die Finanzlandesdirektion überweist ihr den Be-
trag zugunsten des Steuerpflichtigen.

(3) Dem Steuerpflichtigen steht das Recht zu,
die Wertpapiere jederzeit dem Depot zu ent-
nehmen. Als Entnahme gilt auch die Entnahme
aus der Girosammeiverwahrung — ausgenommen
die Fälle des Abs. 5 — und die Löschung der Ein-
tragung im Bundesschuldbuch. In diesem Fall hat
die Kreditunternehmung 15 v. H. des Nenn-
betrages der entnommenen Wertpapiere als Ein-
kommensteuer (Lohnsteuer) einschließlich des
Beitrages vom Einkommen zur Förderung des
Wohnbaues und für Zwecke des Familienlasten-
ausgleiches für Rechnung des Steuerpflichtigen an
die für sie zuständige Finanzlandesdirektion ab-
zuführen; diese Beträge sind nach den für die
Einhebung der Lohnsteuer geltenden Bestimmun-
gen zu behandeln. Der abzuführende Abgaben-
betrag ermäßigt sich auf 6 v. H., wenn die Ent-
nahme aus dem Depot erst nach Ablauf von sie-
ben Jahren erfolgt. Die Abgabenabfuhr entfällt,
wenn die Wertpapiere bis zur Tilgung im Depot
belassen werden. Dies gilt nicht, wenn zwischen
der Anschaffung und einer Tilgung, die auf eine
vorzeitige Kündigung zurückzuführen ist, ein
Zeitraum von weniger als sieben Jahren liegt.

(4) Kreditunternehmungen, die hinterlegte
Wertpapiere ausfolgen und die Abgabenabfuhr
gemäß Abs. 3 schuldhaft unterlassen, haben
— unbeschadet des Fortbestandes der Verpflich-
tung für diese Abfuhr — 50 v. H. des Nenn-
betrages dieser Wertpapiere an die zuständige
Finanzlandesdirektion abzuführen.

(5) Die Übertragung von Wertpapieren aus der
Girosammeiverwahrung in die Sonderverwah-
rung gilt nicht als Entnahme aus dem Depot im
Sinne des Abs. 3, wenn die Wertpapiere von der
Kreditunternehmung verwahrt werden, bei der
sie erworben worden sind.

(6) Eine Konvertierung von Teilschuldver-
schreibungen gilt weder als Erwerb noch als Ent-

nahme aus dem Depot im Sinne der vorstehen-
den Vorschriften, wenn die Konvertierung im
Auftrag des Steuerpflichtigen durch die Kredit-
unternehmung, bei der die Wertpapiere hinter-
legt worden sind, durchgeführt wird und die ein-
getauschten Wertpapiere bei dieser Kreditunter-
nehmung im Depot bleiben.

(7) Beim Umtausch von Wandelschuldver-
schreibungen in Aktien gelten die Bestimmungen
des Abs. 6 sinngemäß. Die Abgabenabfuhr
(Abs. 3) entfällt in diesem Fall zur Gänze, wenn
die eingetauschten Aktien bis zum Endzeitpunkt
der planmäßigen Laufzeit der Wandelschuldver-
schreibungen im Depot belassen werden.

(8) Die zuständige Finanzlandesdirektion kann
in berücksichtigungswürdigen Fällen einem Wech-
sel des Depots zu einer anderen inländischen Kre-
ditunternehmung zustimmen, wenn die über-
nehmende Kreditunternehmung die Verpflich-
tungen der übertragenden Kreditunternehmung
nach den Abs. 2 bis 4 übernimmt.

(9) Die Zinsen aus gemäß Abs. 1 begünstigt
angeschafften Wertpapieren sind, soweit sie auf
die Zeit der Hinterlegung entfallen, steuerfrei."

Artikel II

(1) Die im Artikel I Z. 6 enthaltenen Bestim-
mungen sind erstmals anzuwenden:

a) § 6 c und § 6 d bei der Veranlagung für
das Kalenderjahr 1967,

b) § 6 e bei der Veranlagung für das Kalen-
derjahr 1968.

(2) Die Bestimmungen des Artikels I Z. 2, 5
und 7 sind erstmals bei der Veranlagung für das
Kalenderjahr 1967 anzuwenden.

(3) Die Bestimmung des § 10 Abs. 1 Z. 5 des
Einkommensteuergesetzes in der Fassung dieses
Bundesgesetzes ist erstmals auf die im Wirt-
schaftsjahr 1967 (1966/1967) eintretenden Ver-
luste anzuwenden. Für die in den Wirtschafts-
jahren bis einschließlich 1966 entstandenen Ver-
luste gelten die bisherigen Bestimmungen.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz
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Anlage B
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15©. Bundesgesetz vom 6. Juli 1966,
betreffend Körperschaftsteuer (Körperschaft-

steuergesetz 1966)

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Steuerpflicht

U n b e s c h r ä n k t e S t e u e r p f l i c h t

§ 1. (1) Unbeschränkt körperschaftsteuerpflich-
tig sind die folgenden Körperschaften, Personen-
vereinigungen und Vermögensmassen, die ihre
Geschäftsleitung oder ihren Sitz im Inland
haben:

1. Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaften,
Gesellschaften mit beschränkter Haftung);

2. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften;
3. Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit;
4. sonstige juristische Personen des privaten

Rechts;
5. nichtrechtsfähige Personenvereinigungen,

Anstalten, Stiftungen und andere Zweckver-
mögen (§ 4);

6. Betriebe gewerblicher Art von Körper-
schaften des öffentlichen Rechts (§ 2).

(2) Die unbeschränkte Körperschaftsteuerpflicht
erstreckt sich auf sämtliche Einkünfte.

B e t r i e b e g e w e r b l i c h e r A r t v o n
K ö r p e r s c h a f t e n des ö f f e n t l i c h e n

R e c h t s

§ 2. (1) Zu den Betrieben gewerblicher Art von
Körperschaften des öffentlichen Rechts gehören
alle Einrichtungen dieser Körperschaften, die
einer nachhaltigen wirtschaftlichen Tätigkeit zur
Erzielung von Einnahmen oder anderen wirt-
schaftlichen Vorteilen dienen. Die Absicht, Ge-
winn zu erzielen, ist nicht erforderlich. Die Ein-
richtung ist als Betrieb gewerblicher Art nur dann
steuerpflichtig, wenn sie sich innerhalb der Ge-
samtbetätigung der Körperschaft wirtschaftlich
heraushebt. Diese wirtschaftliche Selbständigkeit
kann in einer besonderen Leitung, in einem
geschlossenen Geschäftskreis, in der Buchführung
oder in einem ähnlichen auf eine Einheit hin-
deutenden Merkmal bestehen. Die Führung der
Bücher bei einer anderen Verwaltung ist uner-
heblich. Die Verpachtung eines Betriebes, der
steuerpflichtig wäre, wenn er vom Verpächter
unmittelbar betrieben würde, steht einem Be-
trieb gewerblicher Art gleich. Das gleiche gilt
für jede andere entgeltliche Überlassung von Ein-
richtungen, Anlagen oder Rechten zu Betriebs-
zwecken dieser Art.

(2) Zu den Betrieben gewerblicher Art von
Körperschaften des öffentlichen Rechts gehören
auch Versorgungsbetriebe dieser Körperschaften.
Versorgungsbetriebe sind nur solche Betriebe,
welche die Bevölkerung mit Nutzwasser, Gas,

Elektrizität oder Wärme versorgen, ferner solche
Betriebe, die dem öffentlichen Verkehr oder dem
Hafenbetrieb dienen.

(3) Ein Betrieb gewerblicher Art ist auch dann
unbeschränkt steuerpflichtig, wenn er selbst eine
Körperschaft des öffentlichen Rechts ist. Betriebe,
die in eine privatrechtliche Form gekleidet sind,
werden nach den für diese Rechtsform geltenden
Vorschriften besteuert.

(4) Betriebe von Körperschaften des öffent-
lichen Rechts, die überwiegend der Ausübung der
öffentlichen Gewalt dienen, gehören nicht zu den
Betrieben gewerblicher Art. Eine Ausübung der
öffentlichen Gewalt ist insbesondere anzunehmen,
wenn es sich um Leistungen handelt, zu deren
Annahme der Leistungsempfänger auf Grund
gesetzlicher oder behördlicher Anordnung ver-
pflichtet ist. Solche Betriebe sind insbesondere
Wasserwerke, wenn sie überwiegend der Trink-
wasserversorgung dienen, Forschungsanstalten,
Wetterwarten, Schlachthöfe, Friedhöfe, Anstalten
zur Nahrungsmitteluntersuchung, zur Desinfek-
tion, zur Leichenverbrennung, zur Müllbeseiti-
gung, zur Straßenreinigung und zur Abfuhr von
Spülwasser und Abfällen.

(5) Land- und forstwirtschaftliche Betriebe von
Körperschaften des öffentlichen Rechts gehören
nicht zu den im Abs. 1 bezeichneten Betrieben.

B e s c h r ä n k t e S t e u e r p f l i c h t

§ 3. Beschränkt körperschaftsteuerpflichtig
sind:

1. Körperschaften, Personenvereinigungen und
Vermögensmassen, die weder ihre Geschäfts-
leitung noch ihren Sitz im Inland haben, mit
ihren inländischen Einkünften;

2. Körperschaften, Personenvereinigungen und
Vermögensmassen, die nicht unbeschränkt steuer-
pflichtig oder gemäß § 5 von der Körperschaft-
steuer befreit sind, mit den inländischen Ein-
künften, von denen ein Steuerabzug zu erheben
ist.

A b g r e n z u n g d e r p e r s ö n l i c h e n
S t e u e r p f l i c h t

§ 4. Nichtrechtsfähige Personenvereinigungen,
Anstalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen
sind dann körperschaftsteuerpflichtig, wenn ihr
Einkommen weder nach diesem Bundesgesetz
noch nach dem Einkommensteuergesetz unmittel-
bar bei einem anderen Steuerpflichtigen zu ver-
steuern ist.

B e f r e i u n g e n

§ 5. (1) Von der Körperschaftsteuer sind be-
freit:

1. Die Österreichischen Bundesbahnen und die
staatlichen Monopolbetriebe;

2. die Oesterreichische Nationalbank;
3. das Österreichische Postsparkassenamt;
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4. die Sparkassen (Sparkassenverwaltungsgesetz,
BGBl. Nr. 296/1935), soweit sie der Pflege des
eigentlichen Sparverkehrs dienen;

5. Agrargemeinschaften im Sinne des Flurver-
fassungs-Grundsatzgesetzes 1951, BGBl. Nr. 103.
Unterhalten sie einen Gewerbebetrieb, der über
den Rahmen eines Nebenbetriebes hinausgeht
oder haben sie einen solchen Gewerbebetrieb ver-
pachtet, so sind sie insoweit steuerpflichtig;

6. Körperschaften, Personenvereinigungen und
Vermögensmassen, die nach der Satzung, Stif-
tung oder sonstigen Verfassung und nach ihrer
tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und
unmittelbar kirchlichen, gemeinnützigen oder
mildtätigen Zwecken dienen;

7. rechtsfähige Pensions-, Witwen-, Waisen-,
Sterbe-, Kranken-, Unterstützungskassen und
sonstige rechtsfähige Hilfskassen nach Maßgabe
der Bestimmungen des § 6;

8. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften,
deren tatsächlicher Geschäftsbetrieb sich auf die
gemeinschaftliche Benutzung land- und forst-
wirtschaftlicher Betriebseinrichtungen oder Be-
triebsgegenstände beschränkt (zum Beispiel Zucht-
genossenschaften, Weidegenossenschaften, Maschi-
nengenossenschaften) ;

9. Brennerei-, Imker-, Winzergenossenschaften
und Genossenschaften zur Verwertung von
Milch und Milchprodukten, deren tatsächlicher
Geschäftsbetrieb sich auf die Bearbeitung oder
Verwertung der von den Mitgliedern selbst ge-
wonnenen landwirtschaftlichen Erzeugnisse be-
schränkt, wenn die Bearbeitung oder Verwertung
im Bereich der Landwirtschaft liegt. Eine im
Nebengeschäft betriebene Bearbeitung oder Ver-
wertung der von den Mitgliedern selbst gewon-
nenen landwirtschaftlichen Erzeugnisse an Eiern
oder Geflügel durch eine Genossenschaft zur Ver-
wertung von Milch oder Milchprodukten steht
einer Steuerbefreiung des Hauptgeschäftes unter
den oben genannten Voraussetzungen dann nicht
entgegen, wenn die Genossenschaft schon bisher
eine solche Verwertung im Nebengeschäft be-
trieben hat. Ein Nebengeschäft im Sinne dieser
Bestimmung liegt dann vor, wenn die Erlöse aus
Eiern und Geflügel 25 v. H. der gesamten Erlöse
aus Lieferungen und Leistungen der Milchver-
wertungsgenossenschaft nicht übersteigen. Der
Gewinn aus diesem Nebengeschäft unterliegt der
Körperschaftsteuer;

10. Anschlußgenossenschaften von Milchprodu-
zenten zur gemeinsamen Beteiligung an einer
anderen Genossenschaft zur Verwertung von
Milch und Milchprodukten und Milchlieferungs-
genossenschaften zur örtlichen Erfassung von
Milch und Milchprodukten der Mitglieder zur
Lieferung an eine andere Genossenschaft zur Ver-
wertung von Milch und Milchprodukten, wenn
sich ihr tatsächlicher Geschäftsbetrieb auf die
Bearbeitung oder Verwertung der von den Mit-

gliedern selbst gewonnenen Milch und Milch-
produkte beschränkt. Lieferungen durch An-
schlußgenossenschaften und Lieferungsgenossen-
schaften oder deren Mitglieder an eine andere
Genossenschaft zur Verwertung von Milch und
Milchprodukten sind bei dieser Mitgliederanlie-
ferungen gleichzuhalten;

11. Saatbaugenossenschaften, deren tatsäch-
licher Geschäftsbetrieb sich beschränkt auf

a) die Züchtung, Vermehrung, Bearbeitung
und Verwertung von Saatgut im Sinne des
Saatgutgesetzes 1937, BGBl. Nr. 236/1937,
und der hiebei anfallenden Nebenprodukte
für ihre Mitglieder;

b) die Beschaffung von Saatgut zum Zwecke
der Züchtung oder Vermehrung auf eigenen
Grundflächen oder auf solchen der Mit-
glieder;

12. Zentralen von Genossenschaften nach Z. 8
bis 11 ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform, wenn
an den Geschäftsanteilen, am Grund- oder
Stammkapital zum jeweiligen Bilanzstichtag
steuerbefreite Genossenschaften mit mindestens
90 v. H. beteiligt sind und sich der Geschäfts-
betrieb der Zentrale auf die Zwecke der ange-
schlossenen Mitglieder (Gesellschafter) und deren
Einzelmitglieder beschränkt;

13. kleine Viehversicherungsvereine und bäu-
erliche Brandschadenversicherungsvereine, sofern
ihre Beitragseinnahmen im Durchschnitt der
letzten drei Wirtschaftsjahre (einschließlich des
im Veranlagungsjahr endenden Wirtschaftsjahres)
den Betrag von 60.000 S jährlich nicht über-
stiegen haben.

(2) Die Befreiungen nach Abs. 1 sind nicht
anzuwenden, soweit die inländischen Einkünfte
dem Steuerabzug unterliegen (§ 3 Z. 2).

(3) Die Befreiungen nach Abs. 1 Z. 4 bis 13
sind auf beschränkt Steuerpflichtige (§ 3 Z. 1)
nicht anzuwenden.

(4) Sind Genossenschaften der im Abs. 1 Z. 8
bis 11 genannten Art und ihre Zentralen im
Sinne des Abs. 1 Z. 12 auf Grund von Gesetzen,
Verordnungen oder auf solchen beruhenden be-
hördlichen Anordnungen gezwungen, ihre Ein-
richtungen auch Nichtmitgliedern zur Verfügung
zu stellen oder Erzeugnisse von Nichtmitgliedern
zu bearbeiten oder zu verwerten, wird hiedurch
die Steuerbefreiung der Gewinne aus dem Mit-
gliedergeschäft nicht berührt; die Körperschaft-
steuer für Gewinne aus solchen zwangsweisen
Nichtmitgliedergeschäften kann in einem nach
Reingewinnsätzen zu ermittelnden Pauschbetrag
festgesetzt werden. Gleiches gilt hinsichtlich not-
wendiger Hilfsgeschäfte (Abs. 5).

(5) Die in Abs. 1 Z. 8 bis 11 genannten Er-
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften verlieren
die Steuerbefreiung nicht dadurch, daß sie im
Rahmen ihres Geschäftsbetriebes Hilfsgeschäfte
tätigen.
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P e n s i o n s - u n d U n t e r s t ü t z u n g s -
k a s s e n

§ 6. (1) Die im § 5 Abs. 1 Z. 7 genannten
Kassen sind von der Körperschaftsteuer unter
folgenden Voraussetzungen befreit:

1. Die Kasse muß für Zugehörige oder frühere
Zugehörige eines einzelnen Betriebes oder meh-
rerer wirtschaftlich miteinander verbundener Be-
triebe bestimmt sein. Zu den Zugehörigen zählen
auch deren Angehörige. Als Angehörige im Sinne
dieser Bestimmung gelten nur die gemäß §§ 26
und 27 des Einkommensteuergesetzes zusammen
zu veranlagenden Personen.

2. Der Personenkreis, der für Leistungen der
Kasse in Betracht kommt, muß in den Satzungen
oder Geschäftsbedingungen der Kasse genau be-
zeichnet sein. Die Mehrzahl dieser Personen darf
sich nicht aus dem Unternehmer oder dessen An-
gehörigen (Z. 1) und bei Gesellschaften, nicht aus
den Gesellschaftern oder deren Angehörigen (Z. 1)
zusammensetzen.

3. Bei Auflösung der Kasse darf ihr Vermögen
satzungsmäßig nur dem in Z. 2 bezeichneten
Personenkreis zufallen oder ausschließlich für
gemeinnützige oder mildtätige Zwecke verwendet
werden.

4. Die Leistungen der Kasse dürfen folgende
Beträge nicht übersteigen:
als Pension (Pensionszuschuß) . 16.000 S jährlich,
als Witwengeld 12.000 S jährlich,
als Waisengeld 4.800 S jährlich

für jede Waise,
als Sterbegeld 2.000 S als Ge-

samtleistung.
Sonstige Leistungen dürfen nur in Fällen der

Hilfsbedürftigkeit und nur in angemessenem
Ausmaß gewährt werden. Eine Hilfsbedürftigkeit
im Sinne dieser Bestimmung liegt vor, wenn dem
Leistungsempfänger zwangsläufig größere Auf-
wendungen entstehen, die er ohne Beeinträchti-
gung seiner wirtschaftlichen Lage nicht bestreiten
kann.

(2) Rechtsfähige Pensionskassen und ähnliche
rechtsfähige Kassen, die einen Rechtsanspruch auf
Leistungen gewähren, sind nur dann von der
Körperschaftsteuer befreit, wenn sie bei Vor-
liegen der im Abs. 1 genannten Voraussetzungen
auch als Versicherungsunternehmen nach den
über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmen und Bausparkassen bestehen-
den gesetzlichen Bestimmungen beaufsichtigt
werden.

(3) Für rechtsfähige Unterstützungskassen und
sonstige rechtsfähige Hilfskassen, die keinen
Rechtsanspruch auf Leistungen gewähren, müssen
außer den im Abs. 1 genannten noch die folgen-
den Voraussetzungen erfüllt sein:

1. Die ausschließliche und unmittelbare Ver-
wendung des Vermögens und der Einkünfte der

Kasse muß satzungsmäßig und tatsächlich
dauernd für Zwecke der Kasse gesichert sein;

2. die Arbeitnehmer dürfen zu laufenden Bei-
trägen oder zu sonstigen Zuschüssen nicht ver-
pflichtet sein;

3. den Arbeitnehmern oder den Betriebsräten
(Vertrauensmännern) muß satzungsmäßig und
tatsächlich das Recht zustehen, an der Verwaltung
sämtlicher Beträge, die der Kasse zufließen, be-
ratend mitzuwirken.

(4) Werden die in den Abs. 1 bis 3 genannten
Voraussetzungen erst im Laufe eines Kalender-
(Wirtschafts)jahres erfüllt, so tritt die Steuerbe-
freiung erst mit Beginn des folgenden Kalender-
(Wirtschafts)jahres ein.

2. Einkommen

E r m i t t l u n g s z e i t r a u m

§ 7. (1) Die Körperschaftsteuer wird nach dem
Einkommen, das der Steuerpflichtige innerhalb
eines Kalenderjahres bezogen hat, bemessen.

(2) Weicht bei Steuerpflichtigen, die Bücher
nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches
zu führen verpflichtet sind und solche tatsächlich
ordnungsmäßig führen, das Wirtschaftsjahr, für
das sie regelmäßig Abschlüsse machen, vom
Kalenderjahr ab, so gilt der Gewinn aus Ge-
werbebetrieb als in dem Kalenderjahr bezogen,
in dem das Wirtschaftsjahr endet. Das gilt ent-
sprechend bei buchführenden Steuerpflichtigen,
die Land- und Forstwirtschaft betreiben.

E i n k o m m e n , E i n k o m m e n s -
e r m i t t l u n g

§ 8. (1) Was als Einkommen gilt und wie das
Einkommen zu ermitteln ist, bestimmt sich nach
den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes
und dieses Bundesgesetzes. Hiebei sind auch ver-
deckte Gewinnausschüttungen zu berücksichtigen.
Bei Ermittlung des abzugsfähigen Verlustes sind
die Vorschriften der §§ 10 und 12 Z. 3 nicht
anzuwenden.

(2) Bei Steuerpflichtigen, die nach den Vor-
schriften des Handelsgesetzbuches zur Führung
von Büchern verpflichtet sind, sind alle Einkünfte
als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu behandeln.

(3) Für die Ermittlung des Einkommens ist es
ohne Bedeutung, ob das Einkommen verteilt
wird oder nicht. Ausschüttungen jeder Art auf
Genußscheine, mit denen das Recht auf Beteili-
gung am Gewinn und am Liquidationserlös der
Kapitalgesellschaften verbunden ist, dürfen das
Einkommen nicht mindern.

B e f r e i u n g e n b e i P e r s o n e n -
v e r e i n i g u n g e n

§ 9. (1) Bei Personenvereinigungen, die unbe-
schränkt steuerpflichtig sind, bleiben für die Er-
mittlung des Einkommens die Mitgliedsbeiträge
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außer Ansatz. Mitgliedsbeiträge sind Beiträge, die
die Mitglieder einer Personenvereinigung ledig-
lich in ihrer Eigenschaft als Mitglieder nach den
Satzungen zu entrichten verpflichtet sind.

(2) Für Versicherungsunternehmen ist die Vor-
schrift des Abs. 1 nicht anzuwenden.

B e f r e i u n g e n b e i S c h a c h t e l -
g e s e l l s c h a f t e n

§ 10. (1) Ist eine unbeschränkt steuerpflichtige
Kapitalgesellschaft oder ein unbeschränkt steuer-
pflichtiger Versicherungsverein auf Gegenseitig-
keit nachweislich seit mindestens zwölf Monaten
vor dem für die Ermittlung des Einkommens
maßgebenden Schlußstichtag ununterbrochen an
dem Grund- oder Stammkapital einer unbe-
schränkt steuerpflichtigen Kapitalgesellschaft in
Form von Aktien oder Anteilen mindestens zu
einem Viertel unmittelbar beteiligt, so bleiben
die auf die Beteiligung entfallenden Gewinnan-
teile jeder Art außer Ansatz.

(2) Diese Vorschriften gelten entsprechend,
wenn Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindever-
bände oder Betriebe von inländischen Körper-
schaften des öffentlichen Rechts an unbeschränkt
steuerpflichtigen Kapitalgesellschaften beteiligt
sind.

(3) Soweit die Gewinnanteile außer Ansatz
bleiben, ist der Steuerabzug vom Kapitalertrag
nicht vorzunehmen.

W a r e n r ü c k v e r g ü t u n g e n b e i Er-
w e r b s - u n d W i r t s c h a f t s g e n o s s e n -

s c h a f t e n

§ 11. (1) Warenrückvergütungen sind Ver-
gütungen, die von Erwerbs- und Wirtschafts-
genossenschaften nach Schluß des Geschäftsjahres
ihren Mitgliedern auf Waren gewährt werden,
die sie im abgelaufenen Wirtschaftsjahr bezogen
haben. Nachzahlungen, die bei Lieferungen oder
Leistungen der Mitglieder an die Genossenschaft
an Stelle von Warenrückvergütungen gewährt
werden, und Rückzahlungen, die bei Erhebung
von Unkostenbeiträgen geleistet werden, sind wie
Warenrückvergütungen zu behandeln.

(2) Warenrückvergütungen an Genossenschafts-
mitglieder sind steuerlich nur insoweit abzugs-
fähig, als sie im Mitgliedergeschäft erwirtschaftet
und in den Steuererklärungen als solche ausge-
wiesen wurden. Der Abzug einer Warenrückver-
gütung hat außerdem insoweit zu unterbleiben,
als der Gesamtbetrag der ausgeschütteten Ge-
winnanteile hinter dem Betrag einer 5°/oigen
Verzinsung des Eigenkapitals zurückbleibt. Unter
Eigenkapital sind die eingezahlten Geschäftsan-
teile und die offenen Rücklagen, vermindert um
ausgewiesene Verluste und vermehrt um ausge-
wiesene Gewinne, soweit diese nicht ausgeschüttet
oder rückvergütet werden, am Ende des Wirt-
schaftsjahres zu verstehen.

(3) Die Einschränkung gemäß Abs. 2 zweiter
Satz gilt nicht für andere als im § 5 Abs. 1 Z. 8
bis 11 genannte steuerpflichtige Genossenschaften,
deren Geschäftsbetrieb sich auf die Bearbeitung
oder Verwertung der von den Mitgliedern selbst
gewonnenen land- und forstwirtschaftlichen Er-
zeugnisse und auf zwangsweise Nichtmitglieder-
geschäfte (§ 5 Abs. 4), wenn die Bearbeitung oder
Verwertung im Bereich der Landwirtschaft liegt,
beschränkt.

(4) Bei den im § 5 Abs. 1 Z. 8 bis 11 nicht
genannten Verwertungsgenossenschaften, deren
Geschäftsbetrieb sich nicht auf das Mitglieder-
geschäft und auf das zwangsweise Nichtmitglie-
dergeschäft (§ 5 Abs. 4) beschränkt oder deren
Bearbeitung oder Verwertung nicht im Bereich
der Land- und Forstwirtschaft liegt, sowie bei
Bezugs- und Absatzgenossenschaften und bei Zu-
sammenschlüssen solcher Genossenschaften unter-
bleibt der Abzug einer Warenrückvergütung
außerdem insoweit, als sie 2 v. H. des Mitglieder-
umsatzes übersteigt.

(5) Die Abs. 1 bis 3 gelten nicht für das Geld-
und Kreditgeschäft der Kreditgenossenschaften.

(6) Zur Feststellung des Gewinnes aus dem
Mitgliedergeschäft ist der Gesamtgewinn vor
Abzug der Warenrückvergütungen aufzuteilen,

a) bei Verwertungsgenossenschaften im Ver-
hältnis des Wareneinkaufes bei Mitgliedern
zum gesamten Wareneinkauf,

b) bei den übrigen Genossenschaften im Ver-
hältnis des Umsatzes mit Mitgliedern zum
Gesamtbetrag der Einnahmen aus Liefe-
rungen und Leistungen.

(7) Bezugs- und Absatzgenossenschaften haben
den im Mitgliedergeschäft erwirtschafteten Ge-
winn getrennt für das Absatzgeschäft nach Abs. 6
lit. a und für das Bezugsgeschäft nach Abs. 6
lit. b zu ermitteln. Der so ermittelte Gewinn aus
dem Mitgliedergeschäft bildet die obere Grenze
für den Abzug der Warenrückvergütungen an
Mitglieder.

(8) Warenrückvergütungen der Verbraucher-
genossenschaften, die bei Beginn des Wirtschafts-
jahres dem Grunde und der Höhe nach fest-
stehen und demgemäß dem Genossenschafter bei
Bezug der Ware einen genau bezeichneten
Rechtsanspruch auf die Auszahlung der Waren-
rückvergütung gewähren, sind wie Rabatte zu
behandeln und daher abzugsfähige Betriebsaus-
gaben.

A b z u g s f ä h i g e B e t r ä g e

§ 12. Bei Ermittlung des Einkommens sind die
folgenden Beträge abzuziehen, soweit sie nicht
bereits nach den Vorschriften des Einkommen-
steuergesetzes abzugsfähige Betriebsausgaben
sind:
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1. Bei Kapitalgesellschaften
die Kosten der Ausgabe von Aktien und sonsti-
gen Gesellschaftsanteilen, soweit sie nicht aus
dem Ausgabeaufgeld gedeckt werden können;

2. bei Versicherungsunternehmen
Zuführungen zu versicherungstechnischen Reser-
ven (§ 13) und Beitrags(Prämien)rückerstattun-
gen (§ 14);

3. Vermögensvermehrungen, die dadurch ent-
stehen, daß Schulden zum Zwecke der Sanierung
ganz oder teilweise erlassen werden.

V e r s i c h e r u n g s t e c h n i s c h e
R e s e r v e n

§ 13. (1) Zuführungen zu versicherungstechni-
schen Reserven (§ 12 Z. 2) sind insoweit abzugs-
fähig, als es sich bei diesen Reserven um echte
Schuldposten oder um Posten handelt, die der
Rechnungsabgrenzung dienen. Hiebei dürfen die
Reserven den Betrag nicht übersteigen, der zur
Sicherstellung der Verpflichtungen aus den am
Bilanzstichtag bestehenden Versicherungsverträ-
gen erforderlich ist.

(2) Für die Abzugsfähigkeit der Zuführungen
zu Reserven zum Ausgleich des schwankenden
Jahresbedarfes sind insbesondere die folgenden
Voraussetzungen erforderlich:

1. Es muß nach den Erfahrungen in dem be-
treffenden Versicherungszweig mit erheblichen
Schwankungen des Jahresbedarfes zu rechnen
sein;

2. die Schwankungen des Jahresbedarfes dürfen
nicht durch die Prämien ausgeglichen werden. Sie
müssen aus den am Bilanzstichtag bestehenden
Versicherungsverträgen herrühren und dürfen
nicht durch Rückversicherungen gedeckt sein.

B e i t r a g s ( P r ä m i e n ) r ü c k -
e r s t a t t u n g e n

§ 14. (1) Für Beitrags(Prämien)rückerstattun-
gen, die auf Grund des Geschäftsergebnisses ge-
währt werden, gilt folgendes:

1. Beitrags(Prämien)rückerstattungen, die aus
dem Lebens- oder Krankenversicherungsgeschäft
stammen, sind abzugsfähig.

2. Beitrags(Prämien)rückerstattungen, die nicht
aus dem Lebens- oder Krankenversicherungs-
geschäft stammen, sind nur insoweit abzugsfähig,
als sie den Überschuß nicht übersteigen, der sich
ergeben würde, wenn die auf das Wirtschaftsjahr
entfallenden Versicherungsleistungen, Überträge
und Reserven sowie die sämtlichen sonstigen
persönlichen und sachlichen Betriebsausgaben
allein aus der auf das Wirtschaftsjahr entfallen-
den Beitrags(Prämien)einnahme bestritten wor-
den wären. Die Beitrags(Prämien)rückerstattun-
gen müssen spätestens bei Genehmigung des Ab-
schlusses des Wirtschaftsjahres durch die satzungs-
mäßig zuständigen Organe mit der Maßgabe be-

schlossen werden, daß sie spätestens auf die Bei-
träge (Prämien), die in dem der Beschlußfassung
folgenden Kalenderjahr fällig werden, anzurech-
nen oder während desselben bar auszuzahlen
sind.

(2) Zuführungen zu Reserven für Beitrags-
(Prämien)rückerstattungen sind nur insoweit ab-
zugsfähig, als sie für Leistungen aus den am
Bilanzstichtag laufenden Versicherungsverträgen
erforderlich sind und die ausschließliche Ver-
wendung dieser Reserven für eine planmäßige
Ausschüttung durch Satzung oder durch ge-
schäftsplanmäßige Erklärung gesichert ist. Die
ausschließliche Verwendung dieser Reserven im
Lebens(Kranken)versicherungsgeschäft für die
Zwecke der Beitrags(Prämien)rückerstattung gilt
auch dann noch als gesichert, wenn nach der
Satzung oder der geschäftsplanmäßigen Erklä-
rung mit Genehmigung der Versicherungsauf-
sichtsbehörde im Interesse der Versicherten in
Ausnahmefällen aus den Reserven für Beitrags-
(Prämien)rüdkerstattungen Beträge zur Abwen-
dung eines Notstandes entnommen werden
dürfen. Abs. 1 Z. 2 erster Satz gilt sinngemäß.

(3) Bei Versicherungsunternehmen, die das
Lebens(Kranken)versicherungsgeschäft allein oder
neben anderen Versicherungszweigen betreiben,
sind für das Lebens(Kranken)versicherungsge-
schäft mindestens 10 v. H. des nach den Vor-
schriften des Einkommensteuergesetzes und dieses
Bundesgesetzes ermittelten Gewinnes zu ver-
steuern, von dem der bei dem Lebens(Kranken)-
versicherungsgeschäft für die Versicherten be-
stimmte Anteil noch nicht abgezogen ist.

B e s c h r ä n k t s t e u e r p f l i c h t i g e
V e r s i c h e r u n g s u n t e r n e h m e n

§ 15. (1) Bei beschränkt steuerpflichtigen Ver-
sicherungsunternehmen ist für die Berechnung
des inländischen steuerpflichtigen Einkommens
von dem technischen Ergebnis des inländischen
Versicherungsgeschäftes auszugehen. Hinzuzu-
rechnen ist der dem Inlandsgeschäft entspre-
chende Anteil an den Vermögenserträgnissen des
Gesamtunternehmens. Abzuziehen ist der dem
inländischen Versicherungsgeschäft entsprechende
Anteil an den Generalunkosten des Gesamt-
unternehmens, soweit sie nicht im technischen
Ergebnis des inländischen Versicherungsgeschäftes
enthalten sind.

(2) Wenn für das inländische Versicherungs-
geschäft eine steuerlich einwandfreie gesonderte
Ermittlung des Inlandseinkommens nicht mög-
lich ist, so ist als inländisches steuerpflichtiges
Einkommen der dem Verhältnis der inländischen
Prämieneinnahme zur Gesamtprämieneinnahme
entsprechende Teil des ausgewiesenen Gewinnes
des Gesamtunternehmens zugrunde zu legen.

(3) Dem nach den Abs. 1 und 2 berechneten
Betrag sind die nach diesem Bundesgesetz nicht
abzugsfähigen Aufwendungen hinzuzurechnen.
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N i c h t a b z u g s f ä h i g e Auf-
w e n d u n g e n

§ 16. Nichtabzugsfähig sind:
1. Die Aufwendungen für die Erfüllung von

Zwecken des Steuerpflichtigen, die durch Stiftung,
Satzung oder sonstige Verfassung vorgeschrieben
sind;

2. die Steuern vom Einkommen, die Vermö-
gensteuer und die Abgabe vom Vermögen, die
der Erbschaftssteuer entzogen sind (Erbschafts-
steueräquivalent), gemäß dem Bundesgesetz
BGBl. Nr. 286/1960;

3. die Vergütungen jeder Art, die an Mit-
glieder des Aufsichtsrats, Verwaltungsrats oder
andere mit der Überwachung der Geschäftsfüh-
rung beauftragte Personen gewährt werden;

4. die Aufwendungen zu gemeinnützigen,
mildtätigen, kirchlichen und ähnlichen Zwecken.

A n t e i l i g e A b z ü g e

§ 17. Ist das Einkommen nur zu einem Teil
steuerpflichtig, so dürfen Aufwendungen nur in-
soweit abgezogen werden, als sie mit steuer-
pflichtigen Einkünften in unmittelbarem wirt-
schaftlichen Zusammenhang stehen. Besteht das
Einkommen nur aus Einkünften, von denen ein
Steuerabzug zu erheben ist (§ 3 Z. 2), so ist ein
Abzug von Aufwendungen nicht zulässig.

A u f l ö s u n g u n d A b w i c k l u n g
( L i q u i d a t i o n )

§ 18. (1) Wird eine Kapitalgesellschaft, die ihre
Auflösung beschlossen hat, abgewickelt, so ist der
im Zeitraum der Abwicklung erzielte Gewinn
der Besteuerung zugrunde zu legen. Der Besteu-
erungszeitraum darf drei Jahre nicht übersteigen.
Das Finanzamt kann in berücksichtigungswürdi-
gen Fällen auf Antrag diesen Zeitraum ver-
längern.

(2) Zur Ermittlung des Gewinnes im Sinne
des Abs. 1 ist das zur Verteilung kommende
Vermögen (Abwicklungs-Endvermögen) dem
Vermögen am Schluß des der Auflösung voran-
gegangenen Wirtschaftsjahres (Abwicklungs-
Anfangsvermögen) gegenüberstellen.

(3) Von dem Abwicklungs-Endvermögen sind
die steuerfreien Vermögenszugänge abzuziehen,
die dem Steuerpflichtigen in dem Abwicklungs-
zeitraum zugeflossen sind.

(4) Abwicklungs-Anfangsvermögen ist das Be-
triebsvermögen, das am Schluß des der Auf-
lösung vorangegangenen Wirtschaftsjahres der
Veranlagung zur Körperschaftsteuer zugrunde
lag oder, wenn eine Veranlagung nicht durchzu-
führen war, das nach den Vorschriften des Ein-
kommensteuergesetzes ermittelte Betriebsver-
mögen. Wird die Auflösung im Wirtschaftsjahr
der Gründung (Errichtung) beschlossen, ist Ab-

wicklungs-Anfangsvermögen das eingezahlte
Grund- oder Stammkapital. Das Abwicklungs-
Anfangsvermögen ist um den Gewinn des vor-
angegangenen Wirtschaftsjahres zu kürzen, der im
Abwicklungszeitraum ausgeschüttet worden ist.

(5) Auf die Gewinnermittlung sind im übrigen
die sonst geltenden Vorschriften anzuwenden.

V e r s c h m e l z u n g ( F u s i o n ) u n d
U m w a n d l u n g

§ 19. (1) Geht das Vermögen einer Kapital-
gesellschaft mit oder ohne Abwicklung (Liqui-
dation) auf einen anderen über, so ist § 18 ent-
sprechend anzuwenden. Für die Ermittlung des
Gewinnes tritt an die Stelle des zur Verteilung
kommenden Vermögens der Wert der für die
Übertragung des Vermögens gewährten Gegen-
leistung nach dem Stand im Zeitpunkt der Über-
tragung.

(2) Der beim Übergang sich ergebende Gewinn
scheidet für die Besteuerung insoweit aus, als die
folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

1. Das Vermögen einer inländischen Kapital-
gesellschaft muß als Ganzes auf eine andere in-
ländische Kapitalgesellschaft gegen Gewährung
von Gesellschaftsrechten der übernehmenden
Gesellschaft übergehen;

2. es muß sichergestellt sein, daß dieser Ge-
winn später der Körperschaftsteuer unterliegt.

V e r l e g u n g d e r G e s c h ä f t s l e i t u n g
i n s A u s l a n d

§ 20. (1) Verlegt eine unbeschränkt steuer-
pflichtige Kapitalgesellschaft ihre Geschäftsleitung
und ihren Sitz oder eines von beiden ins Ausland
und scheidet sie dadurch aus der unbeschränkten
Steuerpflicht aus, so ist § 18 entsprechend anzu-
wenden. An die Stelle des zur Verteilung kom-
menden Vermögens tritt der gemeine Wert des
vorhandenen Vermögens.

(2) Abs. 1 gilt entsprechend, wenn die inländi-
sche Betriebsstätte einer beschränkt steuerpflich-
tigen Kapitalgesellschaft aufgelöst oder ins Aus-
land verlegt oder ihr Vermögen als Ganzes an
einen anderen übertragen wird.

3. Steuertarif

A b ( A u f ) r u n d u n g

§ 21. Das Einkommen ist auf volle 100 S ab-
oder aufzurunden, wobei Restbeträge bis ein-
schließlich 50 S zu vernachlässigen und Rest-
beträge von mehr als 50 S als volle 100 S zu
rechnen sind.

S t e u e r s ä t z e

§ 22. (1) Die Körperschaftsteuer beträgt bei
einem Einkommen (§ 21)
bis 100.000 S

24% des Einkommens,
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von 100.100 S bis 113.600 S
24°/o des Einkommens zuzüglich
50% des 100.000 S übersteigenden Einkom-
mensbetrages,

von 113.700 S bis 200.000 S
30% des Einkommens,

von 200.100 S bis 250.000 S
30% des Einkommens zuzüglich
50% des 200.000 S übersteigenden Einkom-
mensbetrages,

von 250.100 S bis 1,000.000 S
40% des Einkommens,

von 1,000.100 S bis 1,111.100 S
40% des Einkommens zuzüglich
40% des 1,000.000 S übersteigenden Einkom-
mensbetrages,

über 1,111.100 S
44% des Einkommens.

(2) Die Körperschaftsteuer ermäßigt sich auf
die Hälfte des sich nach Abs. 1 ergebenden Be-
trages, soweit unbeschränkt steuerpflichtige
Kapitalgesellschaften offene Ausschüttungen auf
Grund eines den handelsrechtlichen Vorschriften
entsprechenden Gewinnverteilungsbeschlusses vor-
nehmen. Dabei sind Ausschüttungen dem Wirt-
schaftsjahr zuzurechnen, für das sie gewährt wor-
den sind. Nachträgliche Ausschüttungen für be-
reits abgelaufene Wirtschaftsjahre sind dem Wirt-
schaftsjahr zuzurechnen, das der Beschlußfassung
unmittelbar vorausgeht. Bei Kapitalgesellschaften,
deren Einkommen teilweise dem begünstigten
Steuersatz nach Abs. 3 unterliegt, sind die Aus-
schüttungen im Verhältnis der nach Abs. 3 be-
günstigten Einkünfte zum Einkommen aufzu-
teilen. In diesem Fall sind auf den Teil der Aus-
schüttungen, der auf die nach Abs. 3 begünstigten
Einkünfte entfällt, die Bestimmungen dieses Ab-
satzes nicht anzuwenden.

(3) Die Körperschaftsteuer beträgt die Hälfte
des sich nach Abs. 1 ergebenden Betrages

1. bei den Landeshypothekenanstalten ein-
schließlich der Pfandbriefstelle der Österreichi-
schen Hypothekenanstalten für Einkünfte aus
dem Kommunalkredit-, Realkredit- und Meliora-
tionskreditgeschäft, wenn diese Kredite nicht
binnen vier Jahren rückzahlbar sind;

2. bei gemischten Hypothekenbanken für die
Einkünfte aus den im § 5 des Hypothekenbank-
gesetzes genannten Geschäften.

(4) Die Körperschaftsteuer beträgt ein Drittel
des sich nach Abs. 1 ergebenden Betrages

1. bei kleinen Viehversicherungsvereinen und
bäuerlichen Brandschadenversicherungsvereinen,
deren Beitragseinnahmen im Durchschnitt der
letzten drei Wirtschaftsjahre (einschließlich des
im Veranlagungsjahr endenden Wirtschaftsjahres)
den Betrag von 60.000 S jährlich überstiegen
haben;

2. bei Kreditgenossenschaften, die Kredite aus-
schließlich an ihre Mitglieder gewähren. Die Mit-
gliedschaft gilt als gegeben, wenn spätestens bei
der Kreditgewährung die Beitrittserklärung vor-
liegt und deren Annahme unverzüglich erfolgt.
Betreiben Kreditgenossenschaften auch andere als
Geld- und Kreditgeschäfte, unterliegt der hieraus
erzielte Gewinn dem vollen Steuersatz. Für den
Steuersatz ist sowohl hinsichtlich des Geld- und
Kreditgeschäftes als auch der anderen Geschäfte
das Einkommen maßgebend. Die auf das Geld-
und Kreditgeschäft und die auf andere Geschäfte
bezughabenden Bestands- und Erfolgskonten
müssen in der Buchführung getrennt ausgewiesen
und in einer Beilage zur Steuererklärung leicht
nachprüfbar dargestellt werden. Das Bundes-
ministerium für Finanzen wird ermächtigt,
nähere Anordnungen hinsichtlich der getrennten
Kontenführung zu erlassen;

3. bei Zentralkassen der Kreditgenossenschaf-
ten, wenn sie Kredite ausschließlich an ihre Mit-
glieder (Gesellschafter) gewähren und wenn von
der Gesamtsumme der Kredite und von den
Gesamtverpflichtungen im Jahresdurchschnitt
mindestens 80 v. H. auf die in der Form von
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften ge-
führten Mitglieder der Zentralkassen und auf die
genossenschaftlichen Zentralbanken entfallen.

(5) Die Körperschaftsteuer für Einkünfte, die
dem Steuerabzug unterliegen, ist durch den
Steuerabzug abgegolten, wenn der Bezieher der
Einkünfte nur beschränkt körperschaftsteuer-
pflichtig ist und die Einkünfte nicht in einem
inländischen gewerblichen oder land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieb angefallen sind.

4. Veranlagung und Entrichtung der Steuer

A l l g e m e i n e s

§ 23. Auf die Veranlagung zur Körperschaft-
steuer und auf die Entrichtung der Körper-
schaftsteuer sind die Vorschriften entsprechend
anzuwenden, die für die Einkommensteuer gel-
ten. Die Bestimmungen des § 6 d Abs. 2 des Ein-
kommensteuergesetzes über die Nachversteue-
rung der Investitionsrücklage(n) sind sinngemäß
anzuwenden.

P a u s c h b e s t e u e r u n g

§ 24. Das Finanzamt kann die Körperschaft-
steuer in einem Pauschbetrag festsetzen, wenn
das steuerpflichtige Einkommen offenbar den
Betrag von 10.000 S nicht übersteigt und die
genaue Ermittlung dieses Einkommens zu einer
unverhältnismäßig großen Verwaltungsarbeit
führen würde.

5. Übergangs- und Schlußvorschriften

I n k r a f t t r e t e n u n d A u f h e b u n g

§ 25. (1) Die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes sind anzuwenden,
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1. wenn die Körperschaftsteuer veranlagt wird,
erstmalig bei der Veranlagung für das Kalender-
jahr 1968,

2. wenn die Körperschaftsteuer durch Abzug
eingehoben wird, für die Zeit ab 1. Jänner 1968.

(2) Die bisher auf dem Gebiete der Körper-
schaftsteuer bestehenden Vorschriften sind noch
anzuwenden,

1. wenn die Körperschaftsteuer veranlagt wird,
letztmalig bei der Veranlagung für das Kalender-
jahr 1967,

2. wenn die Körperschaftsteuer durch Abzug
eingehoben wird, für die Zeit bis 31. Dezember
1967.

(3) Abweichend von den Bestimmungen der
Abs. 1 und 2 sind die Vorschriften des § 6 dieses
Bundesgesetzes auf alle noch nicht rechtskräftigen
Veranlagungen anzuwenden.

(4) Von den Bestimmungen des Abs. 2 werden
die in den nachstehenden Bundesgesetzen ent-
haltenen Vorschriften betreffend die Körper-
schaftsteuer nicht berührt:

1. Bundesgesetz zur Förderung der Atomfor-
schung, BGBl. Nr. 73/1959;

2. ERP-Fonds-Gesetz, BGBl. Nr. 207/1962;
3. Elektrizitätsförderungsgesetz 1953, BGBl.

Nr. 113 in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 151/1958 und BGBl. Nr. 194/1963;

4. Versicherungswiederaufbaugesetz, BGBl.
Nr. 185/1955.

(5) Außer den im § 16 Z. 2 angeführten Ab-
gaben sind auch die Sondersteuer vom Ver-
mögen gemäß Artikel II Abschnitt A des Budget-
sanierungsgesetzes 1963, BGBl. Nr. 83, die ein-
malige Abgabe vom Vermögenszuwachs gemäß
dem Bundesgesetz BGBl. Nr. 165/1948, und die
einmalige Abgabe vom Vermögen gemäß dem
Bundesgesetz BGBl. Nr. 166/1948 nicht abzugs-
fähig.

V o l l z i e h u n g

§ 26. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Finanzen
betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

1 5 7 . Bundesgesetz vom 6. Juli 1966,
über steuerliche Maßnahmen bei der Kapi-

talerhöhung aus Gesellschaftsmitteln

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. S t e u e r n v o m E i n k o m m e n u n d
E r t r a g d e r G e s e l l s c h a f t e r

(1) Erhöht eine Aktiengesellschaft ihr Grund-
kapital (Nennkapital) oder eine Gesellschaft mit

beschränkter Haftung ihr Stammkapital (Nenn-
kapital) ausschließlich aus Gesellschaftsmitteln, so
unterliegt der Erwerb der neuen Anteilsrechte
durch die Gesellschafter nicht den Steuern vom
Einkommen und Ertrag, wenn diese Kapital-
erhöhung zwischen dem 1. Jänner 1967 und dem
31. Dezember 1970 beschlossen und durchgeführt
wird.

(2) Rücklagen, die auf Grund besonderer Vor-
schriften steuerfrei gebildet worden sind, dürfen
nicht für eine Kapitalerhöhung im Sinne des
Abs. 1 verwendet werden.

(3) Kapitalerhöhungen gemäß Abs. 1 lösen
keine Mindeststeuer im Sinne des Körperschaft-
steuergesetzes aus.

(4) Bedingtes Kapital hat im gleichen Verhält-
nis wie das Nennkapital an der Kapitalerhöhung
teilzunehmen.

§ 2. G e s e l l s c h a f t s t e u e r

Beim Erwerb neuer Anteilsrechte im Sinne des
§ 1 wird die Gesellschaftsteuer vom Nennbetrag
berechnet.

§ 3 . A n s c h a f f u n g s k o s t e n

Als Anschaffungskosten der vor der Erhöhung
des Nennkapitals erworbenen Anteilsrechte und
der auf sie entfallenden neuen Anteilsrechte
gelten die Beträge, die sich für die einzelnen An-
teilsrechte ergeben, wenn die Anschaffungskosten
der vor der Kapitalerhöhung erworbenen An-
teilsrechte auf diese und auf die auf sie ent-
fallenden neuen Anteilsrechte nach dem Verhält-
nis der Nennbeträge verteilt werden.

§ 4 . H e r a b s e t z u n g des N e n n -
k a p i t a l s

(1) Setzt eine Kapitalgesellschaft innerhalb von
fünf Jahren nach einer Kapitalerhöhung (§ 1)
das Nennkapital herab und zahlt sie die dadurch
freiwerdenden Mittel ganz oder teilweise an die
Gesellschafter zurück, so gelten die Rückzahlun-
gen insoweit als Gewinnanteile (Dividenden), als
sie den Betrag der Erhöhung des Nennkapitals
nicht übersteigen.

(2) Als Gewinnanteile (Dividenden) gelten
auch die Beträge, die die Kapitalgesellschaft
innerhalb von fünf Jahren nach einer Kapital-
erhöhung (§1) für den Erwerb eigener Anteile
aufwendet, soweit die Nennbeträge dieser Anteile
den Betrag der Erhöhung des Nennkapitals nicht
übersteigen. Dies gilt nicht beim Erwerb eigener
Aktien in Ausführung einer Einkaufskommis-
sion.

§ 5 .

Die Frist gemäß § 23 Abs. 1 Z. 1 lit. b des
Einkommensteuergesetzes 1953, BGBl. Nr. 1/
1954, beginnt hinsichtlich der zusätzlichen An-
teilsrechte ab dem Erwerb der vor der Erhöhung
des Nennkapitals erworbenen Anteile zu laufen.
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§6 . N a c h w e i s p f l i c h t
Der Erwerber der im § 1 bezeichneten neuen

Anteilsrechte hat nachzuweisen, daß die Voraus-
setzungen für die steuerliche Behandlung nach
diesem Bundesgesetz vorliegen.

§ 7. A n t e i l s r e c h t e a n a u s l ä n d i s c h e n
G e s e l l s c h a f t e n

Die Vorschriften dieses Bundesgesetzes gelten
sinngemäß auch für den Erwerb von Anteils-
rechten an einer ausländischen Gesellschaft, wenn
ihre Rechtsform einer der im § 1 bezeichneten
Gesellschaftsformen entspricht.

§ 8 .
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

hinsichtlich des § 1 Abs. 4 das Bundesministerium
für Justiz, hinsichtlich der übrigen Bestimmungen
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz Hetzenauer

1 5 8 . Bundesgesetz vom 6. Juli 1966,
mit dem bestimmt wird, daß die Wert-
papiersteuer für inländische Schuldver-

schreibungen nicht mehr zu erheben ist

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Wertpapiersteuer gemäß § 11 Abs. 1 2. 1
des Kapitalverkehrsteuergesetzes vom 16. Okto-
ber 1934, DRGBl. I S. 1058, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 57/1948 ist für Vor-
gänge, die nach dem 31. Dezember 1967 ein-
treten, nicht mehr zu erheben.

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

1 5 9 . Bundesgesetz vom 6. Juli 1966,
mit dem das Versicherungssteuergesetz 1953

neuerlich abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Versicherungssteuergesetz 1953, BGBl.
Nr. 133, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 180/1954 und BGBl. Nr. 181/1954 wird wie
folgt geändert:

1. § 4 Abs. 1 Z. 1 hat zu lauten:

„1. für die im § 6 Abs. 1 Z. 1 bezeichneten
Versicherungen;"

2. § 6 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die unmittelbare oder mittelbare Zahlung
des Versicherungsentgeltes an einen ausländischen
Versicherer unterliegt mit Ausnahme der im § 4
Abs. 2 bezeichneten Fälle der Besteuerung nach
den fünffachen Steuersätzen der Abs. 1 und 2,
es sei denn, daß der ausländische Versicherer zum
Geschäftsbetrieb im Inland zugelassen ist und
die Zahlung an die inländische Niederlassung er-
folgt. Die im § 4 Abs. 1 unter Z. 1 und Z. 5
angeführten Ausnahmen von der Besteuerung
gelten in diesem Falle nicht."

Artikel II

(1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
sind auf alle Zahlungen von Versicherungsent-
gelten anzuwenden, die nach dem 31. Dezember
1967 geleistet werden.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

1 6 0 . Bundesgesetz vom 6. Juli 1966, mit
dem das Gewerbesteuergesetz 1953 abgeän-
dert wird (Gewerbesteueränderungsgesetz

1966)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

§ 11 Abs. 2 Gewerbesteuergesetz 1953, BGBl.
Nr. 2/1954, in der Fassung des Artikels I Z. 4
Gewerbesteueränderungsgesetz 1959, BGBl.
Nr. 303, hat zu lauten:

Artikel II

(1) Die Bestimmungen des Artikels I sind erst-
malig bei der Veranlagung für das Kalenderjahr
1966 anzuwenden.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz


